
Andere Rechtsfragen Entscheidungen

den Gesamtumständen ergeben. Das kaufmännische Be-
stätigungsschreiben muss zwar nicht als solches bezeichnet,
aber eindeutig gefasst und erkennbar dazu bestimmt sein,
einen Vertragsschluss und den Inhalt der getroffenen Ver-
einbarungen ihrem wesentlichen Inhalt nach wiederzugeben
sowie verbindlich festzulegen; Unklarheiten gehen zu Lasten

des Absenders (BGH, NJ\7, 2005, 3499; OLG Karlsruhe,
BB, 201 1,770).

b)

Soweit die Klägerin hier auf eine E-Mail an die Beklagte vom
13.04.2021 nebst Palettenkonto, per Stand Februar 2021

verweist, genügt dies nicht zur Annahme der vorbezeichne-

ten Voraussetzungen.

Denn insoweit mangelt es der Mitteilung bereits an jeglicher

Form einer Bezugnahme auf eine vorherige Vereinbarung.
Der lWille, hierdurch eine zuvor erzielte Abrede verbindlich
festzuhalten und entsprechende begründen, wird weder aus

dem tVortlaut, der keinerlei Angaben über vorherige Ge-

spräche oderVerhandlungen enthält, noch aus den sonstigen

Umständen nach den oben genannten Maßstäben deutlich.

Es kommt hinzu, dass ein Bestätigungsschreiben zeitnah im
Anschluss an die Verhandlungen beim Emp{änger eingehen

muss (vgl. BGH, NJ\7, 1970, 2104; BeckOKllehmann-
Richter, AGB, S 346 ]HGB, Rn. 51). Ein Zeitabstand von 3
rVochen ist dabei als nicht mehr ausreichend angesehen wor-
den (vgl. OLG München, BB, 1995,1729; OLG Branden-

burg, NJ, 1997,559).

Vorliegend hat aber das klägerseits behauptete Gespräch, in
dem der Palettentausch vereinbart worden ist, Anfang Januar
2018, also mehr als 3lahre vor der klägerseits in Bezug ge-

nommenen E-Mail vom 13.04.202 1 stattgefunden.

3.)

\Teiterhin ergibt sich der geltend gemachte Anspruch auch

nicht aus einem Saldoanerkenntnis der Beklagten gem. einer

E-Mail vom 06.04.2021 a:uf der Grundlage einer Kontokor-
renwereinbarung.

Zwar kann eine Auslegung ergeben, dass die Verpflichtun-
gen aus einem Palettentauschvertrag in ein Kontokorrent-
verhältnis eingebunden werden (vgI. Koller, tansportrecht,
10. Auflage, 2020, S 407 HGB, Rn. 59 d).

Vorliegend ist ein solcher Kontokorrenttauschvertrag indes-

sen gem. dem Vorgesagten gerade nicht zustande gekommen.

4.)

Schiießlich besteht auch kein Schadensersatzanspruch aus

einer Verietzung des gem. dem Vorgesagten zwischen den

Parteien geschlossenen entgeltlichen Geschäftsbesorgungs-

vertrages gem. SS 676, 280 Abs. 1 BGB, 3, 283 i.Y.m.

275 Abs.4, 5 BGB (vgl. BGH, NJ\f, 2006, 986,987;Be-
ckOWFhcher, S 667 BGB, Rn. 16).

Dass der Klägerin insoweit gegen die Beklagte Ansprüche
zusrehen, hat diese nämlich nicht ausreichend substantiiert
dargelegt.

il.

Die \Tiderklage ist begründet.
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Die Beklagte hat - die anspruchsbegründenden Tätsachen

sind zwisclen den Parteien unstreitig - gegen die Klägerin

einen fäiligen Anspruch attf Zahltng von 5i.818,41 € aus

den geschlossenen Tra nsporwerträgen.

Aus dem Vorgesagten ergibt sich, dass die klägerseits erklärte

Aufrechnung insoweit nicht durchgreift.

Der Zinsanspruch folgt aus den SS 286, 288 BGB.

t.l
Einsender: -RA Jürgen Knorre, Köln

55 650 Satz1,433 Abs.2 BGB

1. Ein Vertrag, welcher sich über die Herstellung/Liefe-
rung von Gütern unter Herstellung einer seemäßigen Ver-
packung verhält, ist als gemischter Vertrag zu qualifizie-
ren.

2. Auf die Verpackungsleistung findet Werkvertrags-
recht Anwendung.

3. Eine seemäßige Verpackung hat wasserdicht zu sein,

d.h. für die Dauer der Beförderung/Lagerung den mit
einer multimodalen Beförderung einhergehenden Um-

welt-/Witterungseinflüssen stand zu halten; auch bei Be-

förderung/Lagerung im Freien.

4. Der Verpacker kann sich seiner entsprechenden Ver-
pflichtung nicht durch Kennzeichnung der Sendung mit
einem Regenschirmsymbol, o.ä. entheben. Und ist da-

mit, bei Beförderung/Lagerung im Freien, (auch) kein

Mitverschulden des Bestellers begründet.

[Leitsätze des Einsenders]

LG Essen, Urt. v. 02.08.2023 - 44 O 17117

Die Parteien streiten im 'üfege von Klage und -Widerklage

über Zahlungs- und Schadensersatzansprüche. Die Klägerin

plante, lieferte und verpackte eine Maschine ftir die Beklag-

te. Die Beklagte ließ die Maschine zu ihrer Endkundin nach

China transportieren. Dort wurden Feuchtigkeitsschäden

festgestellt.

Die Klägerin verlangt nach Durchführung der Reparatur-

arbeiten an der von ihr gelieferten Maschine von der Beklag-

ten Zahlung aus einem hierüber geschlossenen Ergänzungs-

vertrag. Die Beklagte wendet ein, der Anspruch sei durch

Aufrechnung mit Schadensersatzansprüchen wegen Mangel-

haftigkeit der Verpackung erloschen. \Tiderklagend macht

sie weiteren Schadensersatz geltend.

Die Klägerin beruft sich auf Miwerschulden insbesondere

wegen Lagerung der Kisten im Freien in Bochum im Lager

der Nebenintervenientin zu 2). Diese wurde von der Neben-

intervenientin zu 1) beauftragt, die denTiansport für die Be-

klagte organisierte.

Die Parteien schlossen am 22.08.2012 einen Liefervertrag
über die Planung und Herstellungzweier IGaftmanipulato-

ren. Diese sollte die Endkundin der Beklagten für eine An-
lage ftir die Zwischen- bzw. Endlagerung nuklearer Abfälle

nutz€n. In der sog. heißen Zelle dienen die FGaftmanipu-
latoren dazr, per Fernbedienung Komponenten zu warten
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oder zureparieren. Endkundin ist die Vertragspartnerin der

Beklagtenidie C ..., Beijing, "', China'

Für die Leistungen der Klägerin vereinbarten die Partei-

.., .i.r.r, F.stprJit i.H.v. 2.650.000,00 €, wovon ein Be-

tras von 540.d00,00 € auf die Planung und ein Betrag von

z. it o.ooo,oo € auf die Herstellung der Manipulatoren ent-

fallen soilten.

Es wurde vereinbart, dass eine Abnahme odes gesamten Leis-

tungsumfanges( stattzufinden habe. Bedingungen ftir die

Abriahme sollte insbesondere die'Versandbereitschaft der

Bauteile (seetauglich verpackte Bauteile)n sein' Mit der Ab-

nahme sollte keine Verwirkung der Mängelrechte des Auf-

traggebers verbunden sein.

Zu, denPfl ichten der Klägerin gehörte die seetaugliche Verpa-

ckung der lGaftmanipul atoren (Ziffet 4. 1). Die Gefahr sollte

mit der Verladung der Bauteile auf die von der Beklagten be-

reitzustellende Thansportfahrzeuge auf diese übergehen. Die

Beklagte enwarf im Auftrag der Klägerin Anweisungen für
das Entladen und Lagern der \fare (Unhading and Storage

Instructions, Anlage K4). Diese sowie die, Anweisungen zum

Wrpacken da Krafimanipuhtors sahen vot dass die Anlage

,soigfältig, ordentlich und fest verpackt werden (muss), um

Langstreckeninland- und Seetransporten sowie zahlreichen

Conlainerumschlägen zu widerstehen. Vom Hersteller müs-

sen Schutzmaßnahmen getroffen werden, um Schäden durch

Feuchdgkeit, Regen, Rost, Korrosion und Aufprall entspre-

chend Jen unterschiedlichen Eigenschaften und Anforde-
rungen der Ausrüstung zu verhindern und um ihre sichere

und intakte Ankunft auf der Baustelle zu gewährleisten. Die

seerüchtig€ äußere Verpackung muss einen sicheren und an-

gemessenen Tiansport in einem Container auf See gewähr-

leistenn.

Bereits vor Vertragsschluss war ein Ablaufplan entworfen

worden. In diesem Manufacturing and Control Sequence Plan

wurde in Punkt 3.3 vermerkt: ,Kontrolle der Verpackung

und Überprüfung der Vollständigkeit anhand der Packlisten

("Control of paching and uerifcation of completenest acc. to ?a'
ching list.n).In der Zeile für die DaccePtance( fehlen Unter-
s.hriften. Für die Überprüfung (inspection) ist weder für
den Besteller, also die Beklagte, noch für den Endkunden ein

Kreuz voreingetragen.

In den Einkaußbedingungen für allgemeine Lieferungen

und Leistungen der Beklagten, auf die der Rahmenvertrag in
Ziff. 3 Nr. 13 Beatg nimmt, heißt es u.a.:

"7.3: Eine \flareneingangskontrolle findet durch St. nur im
Hinblick auf äußerlich erkennbare (Transport-)Schäden

und von außen erkennbare Abweichungen in, Identität und
Menge statt. Solche Mängel wird St. unverzüglich nach Ab-
lieferung rügen. Im \üeiteren rügt St. Mängel unverzüglich,
sobald diese nach den Gegebenheiten des ordnungsgemäßen
Geschäftsablaufs festgestellt werden.

15.1 Gerichtsstand ist ausschließlich der Sitz von St., wenn
der Auftragnehmer Kaufmann ist. [...]
15.2 Fnr alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragneh-
mer und St. gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland
unter Ausschluss der Verweisungsnormen des Internationa-
len Privatrechts. Die Anwendung des übereinkommens der

Vereinten Nationen über Verträge über den Internationalen
-Warenkauf (CISG) wird ausgeschlossen.n

Im Erswertrag (Tächnical Specifcation Power Manipulator,

Anlage B18) ist festgelegt, dass diese ,für die Baustellen gel-

ten sollen (rThe installation and operation documentation

contains instructions that are required at the VPC site(). In
Zlffer 3 des Liefervertrags zwischen Klägerin und Beklagter,

der die Vertragsdokumente auEählt, ist diese Anweisung

nicht genannt . ln Ziffer 16 wird auf eine Dokumentations-
liste Bezug genommen. Sie ist mit dem Firmenlogos der

Endkundin, der Klägerin und der Beklagten versehen' In
Zrffer 28 des Liefervertrags wird bestimmt, dass der Vertrag

gem. Anlage Kl eine vollständige Vereinbarung wiedergibt

und eine Anderung oder Ergänzung des Vertragsverhältnisses

der Schriftform bedarf.

Die {Jnloading and Storage Instructions sehen u.a. vor, dass

beim Entladen die tockenmittelanzeigen abzulesen und ggf.

die Tiockenmittel auszutauschen sind (Punkt 4). Die Indi-
katoren sollten regelmäßig kontrolliert werden. Sofern not-

wendig sollten Tiockenmittel hinzugefügt worden. Für die

Lagerung ist vorgesehen, dass Anweisungen auf der Kiste zu

beachten sind, die Lagerumgebung kondensationsfrei und

bei einer Temperatur zwischen 5 und 35 Grad zu erfolgen

hat. Es sind Tiockenmittel mit Feuchtigkeitsindikatoren zu

nuten. Die Lagerung soll wettergeschützt erfolgen.

In der Checkliste zu Paket 07 vom 02.08.2012 heißt es: 'Die
Komponente(n) ist nach dem erfolgreichen Factory Accep-

,".r.. T.rt rr.., transportPihigen Einheiten zurückzubauen und

seerauglich (d.h. für den Transport in einem Ubersee Con-

tainerschiff) zu verpacken (Schutz gegen Feuchtigkeit und

Stößen). Die Außenabmaße einer jeden Verpackung müssen

die lichten Innenmaße eines Standard-ISO-Containers (bis

einschl. 40 HC) deutlich unterschreiten, weil die Bauteile

von einer vom Auftraggeber hinzugezogenen Verpackungs-

firma in Kisten verpackt werden. Im Anschluss werden die

Kisten in Standard-ISO Container eingebracht'n

Am 20.01.2014 wurde eine Packliste von den Zeugen Dr. L
auf Seiten der Beklagten und Keller und d. K. ftir die Kläge-

rin unterschrieben, wobei zwischen den Parteien streitig ist;

ob die Verpackung oder die Packliste selbst Gegenstand der

Prüfung war (vgl. Aniage B20).

Die Kraftmanipulatoren wurden durch die H in 18 Kisten

verpackt.

Am 20.03.2014 kam der Zeuge M von der Beklagten zur

Klägerin, wobei zwischen den Parteien streitig ist, ob bei die-

sernGespräch neben der Vollständigkeit auch der ordnungs-

gemäße, seetaugliche Zustanä der Verpackung geprüft wur-
äe. In einer Aktennotiz der Kägerin heißt es: ,Verpackung

geprüft, Stempel Holz, geschweißte Folleu (K5).

Die Kisten waren im Gesprächszeitpunkt geöffnet. ZtBean-
standungen hinsichtlich der Verpackung kam es nicht.

Am 01.04.2014 informierte die Klägerin die Beklagte über

ihre Versandbereitschaft. Die Verpackung war zu diesem

Zeitpunkt fertiggestellt. Am Folgetag erschien der Zeuge

M eineut bei der Klägerin. Auf Seiten der Beklagten wurde

das Gespräch vom Zeugen d. K. geftihrt. Es ist wiederum

streitig, ob lediglich die Vollständigkeit der verpackten Kom-
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ponenten oder auch der ordnungsgemäße, seetaugliche Zu-
stand der Verpackung geprüft wurde.

Am 23.06.2014 übermittelte die Beklagte an die Kägerin
ein Abnahmeprotokoll, mit dem sie die ,Detailplanung und
die Herstellung zweier Kraftmanipulatoren( abnimmt und
im Feld ,Sonstigesn die Montageüberwachung ausnimmt.

Die Kraftmanipulatoren wurden in eine Folie eingepackt.
Die Verpackung entsprach dabei - zwischen den Parteien
unstreitig - nicht der sog. HPE-fuchdinie (Musterbedin-

gungen des Bundesverbandes Holzpackmittel/Paletten/Ex-
porwerpackung). Es wurden Tiockenmittel für wenigstens 3

l12Monate beigefügt.

Die Kraftmanipulatoren wurden zunächst bei der S. in Ober-
teuringen zwischengelagert.

Am 30.06.2014 erfolgte ein Tiansport nach Bochum durch
die Nebenintervenientin zu l). Zu diesem Zeitpunkt kam es

nicht zu einer Abnahmeerklärung.

Hier wurde die 'ü/are vom 01.07.2014 bis 16.07.2014 bei
der Nebenintervenientin nt 2) eingelagert. In diesem Zeit-
raum kam es mehrfach zu Starkregen, wobei streitig ist, ob

die Kisten im Freien gelagert wurden. Gemeinsam mit den
beschädigten Metallteilen wurden Kisten mit Elektroniktei-
len versandt. Diese blieben unstreitig dauerhaft vollkommen
trocken. Unstreitig war die Nebenintervenientin zu 1) im
Verhältnis zur Beklagten zu einer Lagerung unter einem

Dach verpflichtet.

Die Kisten wurden in Container geladen und nach Dort-
mund transportiert. Von dort aus wurden sie am 17.07.2014
mit der Bahn zum Containerterminal im Hamburger Hafen
verbracht. Dort wurden sie im Freien zwischengelagert. Vom
26.07.2014 bis zum 02.09.2014 wurden die Container auf
dem Seeschiff oHEn zunächst nach Shanghai transportiert.
Zwischen Bekiagter und Nebenintervenientin zu 1) war ver-
einbart, dass deren Haftung mit Löschung in Shanghai en-

dete.

In Shanghai öffnete die Endkundin am 10.09.2014 zum ers-

ten MaI im Beisein von Vertretern der Beklagten die Contai-
ner, nicht aber die Kisten. Eine Mängelrüge gegenüber der
Klägerin erfolgte nicht. \7egen Hochwasser auf dem Fluss

Jangteskiang erfolgte eine siebentägige Zwischenlagerung.
Die Kisten wurden umgeladen und auf einem Binnenschiff
weitere 1.550 km nach Luzhou und von dort aus mit dem
LKS( nach Guanyang transportiert, wo der Container am

15.10.2014 eintraf.

Die Kisten wurden am 17.10.2014 in Guangyang entladen.

Dort wurden sie in eine nicht beheizte und nicht klimatisier-
te Lagerhalle des Endkunden eingelagert.

Am04.02.2015 und am Folgetag wurden die Kisten erstmals

seit der Verladung im Beisein von Mitarbeitern der Beklag-

ten geöffnet. Bei der Untersuchung wurden erhebliche Kor-
rosionen und Schimmelspuren an den Kraftmanipulatoren
festgestelit. Die Klägerin wurde am 09.02.2015 schriftlich
informiert. Eine Neuverpackung erfolgte nicht.

Ein erster vorläufiger Untersuchungsbericht wurde von der
Beklagten bei 'HSA Companyu beauftragt. Der Privatsach-
verständige stellte die Mängel fest und kam zu dem Ergebnis,

dass das \Tasser in den Kisten Regenwasser aus der Gegend
um Bochum sei. Daraufhin wies die Klägerin mit Schreiben
vom 04.03.2015 die Mängelanzeige und damit verbunden
jedwede Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüche zu-
rück.

An 19.03.2014 erfolgte eine Begutachtung der Tiansport-
kisten und ihres Inhalts durch Mitarbeiter beider Parteien
sowie externe Sachverständige. Durch die Klägerin wurde
die Firma B beauftragt und das Gutachten durch den sach-

versrändigen Zeugen L erstellt. Für die Beklagte wurde die
Firma S tätig.

Die Parteien schlossen über die Reparatur einen Ergänzungs-

vervag zum ursprünglichen Liefervertrag vom 22.08.2022.
Die Klägerin verpflichtete sich zur Reparatur, teilweisen
Neufertigung, Funktionstests im \7erk, seetaugiichen Ver-
packung und Verladung aufTiansportfahrzeuge, die. Beklag-
te zur Zahlung von 235.132€ fnr die Schadensermittlung
sowrc 947.453,20 € fnr Reparatur- und Austauschmaßnah-

ln Ziffer 26 des Ergänzungsvertrags zum Liefervertrag haben

die Parteien die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Es-

sen festgelegt, sofern nicht binnen vier \Tochen nach entspre-
chender Aufforderung eine Einigung über ein Schiedsgericht
zustande kommt. Zu einer soichen Einigung kam es nicht.

Der Rücktransport erfolgte gemeinsam mit Gegenständen aus

einem anderen Schadensfall. Hiervon wurden75 o/o dertans-
porrkosren für die Kraftmanipulatoren in Rechnung gestellt.

Diese wurden der Klägerin von der Beldagten mit Rechnun-

gen Nr. 20-0001 und Nr. 20-0023 in Rechnung gestellt.

Am 12.01.2016 trafen die Komponententeile bei der KIä-
gerin ein. Diese wurde in Anwesenheit von Vertretern bei-
der Parteien und eines Privatsachverständigen geöffnet und
untersucht.

Die Klägerin nahm die Reparaturen aus Platzmangel in einem
Zek.vor, Neben den Kosten fiur die Reparatur entstanden ihr
Mietkosten und Heizkosten. Die Beklagte beglich die ersten
aufgrund des Ergänzungsvertrags von der Klägerin gestellten
Abschlagsrechnungen i.H.v. insgesamr 623.232,32. €.

Die Endkundin stellte der Beklagten Aufwendungen für
Neuverpackung und Umladung mittels Gabelstapler und
Kran in Rechnung.

Die Klägerin stellte der Beklagten am 09.08.2016 eine weite-
re Teilrechnung über 584.101,12 € und am 18.08.2016 eine

Schlussrechnung über 292.050,56 €. Die Beklagte lehnte die
Zahlungab und erklärte am22.08.2016 bzw. am 24.08.2016
die Aufre chnung mit Gegenansprüchen auf Schadensersatz.

Bei der Klägerin entstanden für die Reparaturarbeiten also

insgesamt Kosten von 1.740.059,89 € (brutto).

Neben den Kosten für den durch die Klägerin in Rechnung
gestellten Beträge bezahlte die Beklagte Sachverständigen-
kosten in angemessener Höhe von 19.620,06 €..

Nach Ansicht der Klägerin besitzt sie selbst die Aktivlegiti-
mation. Sie behauptet, keine Deckungszusage von der \7 so-

wie der M erhalten zu haben. Es handle sich nicht um einen
Versicherungsfall, da der Schaden nicht im Verantwortungs-
bereich der Klägerin eingetreten sei.
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Die Klägerin ist der Auffassung, dass die 
-Aufrechnung 

der

BeklagtÄ ins Leere gehe. Es bestehe kein Schadensersatzan-

spruch der Beldagten gegen sie.

Die Klägerin ist der Auffassung, durch Vorlage des Sachver-

ständigägutachtens So. habe die Beklagte unstreitig gestellt,

d"r, äirJh.tt dem 01.07.2014 und dem 16'07'2014 eine

Lagerung im Freien stattgefunden habe, die Güter mit einem

RJg..rr.f, it-tymbol gekennzeichnet waren, Starkregenereig-

,rlä in dieseÄ Zeitpunkt stattgefunden haben, beim Verla-

den in die Container die Durchnässung der Kiste erkennbar

waren, bereits Rostspuren festzustellen gewesen sind, keine

Anzeige der Nässeeinwirkung gegenüber der Klägerin statt-

g.fr.rä..r habe und eine erhibliche Verringerung des Scha-

ä.ns bei rechtzeitiger Anzeige der Nässeeinwirkung möglich

gewesen wäre.

Sie ist der AufFassung, die Anforderungen an ihre Verpa-

ckung seien lediglich * g.*.t.., dass die Verpackung Schu.tz

g.g.n" F..r.htig[.it ,t.rJStöße für den Tiansport innerhalb

äiri., St".rd"rd]Iso-Co.tt"iners hätten bieten müssen, nicht

jedoch vor unwetterartigem Starkregen' Das ergebe sich be-
'reits dara,rs, dars ur.prüngftch eine Abholung bei der Klä-

gerin im Container g.pl"n1 gewe,sen sei'Das Gutachten des

äerichtlichen Sa.hv.iriä.rdigen H. setze Filschlicherweise die

iereinbarte rseetaugliche Verpackungu mit einer Exporwer-

packung gleich unä gehe zu Unrecht von der Geltung der

ifpE-ni.[rti"ie aus. 
-Es 

sei grob fehlerhaft und die Einho-

lung eines weiteren Gutachtens sei veranlasst' Hierzu beruft

.i. ii.h aufein privates Zweitgutachten des sachverständigen

Zergen L der Firma B. Die Klägerin rügt 1eite1 
einen Ver-

, rofig. g.r, die verfahrensrechtliche \Taffengleich heit' Es sei

für da's ör..t".ht.r, des Sachverständigen H' Bildmaterial ver-

wendet worden, dass der Klägerin unbekannt sei'

Sie behauptet, die von ihr vorgenommene Verpackung habe

den so verstandenen Anforderungen genügt'

Sie behauptet, ein ewvaiger Verpackungttttllqtl sei nicht

Ursache der Beschadigungen' die selbst bei HPE-konformer

Verpackung .r,trt"ndJn wären. Ursächlich sei allein die lan-

g" ö",r., där Nässeeinwirkung, die auf Pflichwerletzung der

E.H"gt.., zurückzuftihren sei-Sie ist der Auffassung, es kön-

.r. k.it Anscheinsbeweis gelten. Dieser sei in der bisherigen

Rechtsprechung nur für Verträge - anerkannt, die anders als

hier allein die Verpackung und andere Tiansporrwege zum

Gegenstand h"tte.t. Es liige auch kein rypischer Gesche-

heÄablauf vor. Dies 
"eigreÄ 

die trocken gebliebenen Elekt-

ronikteile. Diese seien auf dieselbe \7eise verpackt gewesen'

im selben Container transPortiert, aber im Freien gelagert

worden. Die Klägerin behauptet in diesem Zusammenhang,

sie verpacke seit 50 Jahren auf die gleiche Weise ohne, dass es

je zuvor zu Korrosionsschäden gekommen sei. Bloßer Kon-

densation hätten die Manipulatoren aufgrund ihrer Oberflä-

chenbeschichtung standgehalten.

Die Klägerin ist der Arsicht, dass die Lagerung im Freien

ais Ursache für die Beschädigung anzusehen ist. Sie behaup-
te t, die Kisten seien durch Starkregen am B. rnd 09 .07 .2014
während einer Lagerung durchnässt worden. Die Lagerung
im Freien ist ihrer Ansicht nach pflichtwidrig gewesen.

Hilfsweise ist die Klägerin der Ansicht, dass die Schadens-

ersatzansprüche der Beklagten wegen Miwerschulden zu

kürzen seien.

Sie behauptet, die Kisten seien mit einem Regenschirmsym-

bol gekennzeichnet gewesen. Dieses Handhabungszeichen

ouor\ärr. schütrens ISO 7000, Nr. 0626 verpflichte zur

Laseruns unter einem Dach. Dasselbe ergebe sich aus den

Uitoodi""g and Storage lnstructions, deren Geltung zwischen

den P"rtä.n vereinbart gewesen und die der Nebeninter-

venientin zu 1) bekann, g.*.t.tt seien weiter sei bereits in

Bochum \Tasser aus den Kisten gefiossen' Die Kisten seien

auch äußerlich nass gewesen' Auf Fotos von der Verladung

der Container ließeri sich \flasserspuren auf dem Hof der

Nebenintervenientin zu 2) erkennen' Es seien auch Rostspu-

ren ersichtlich gewesen. Der Spediteur oder Lagerhalter habe

sich vom jewei'iigen inhalt dei Kisten versichert' Sie ist der

Auffassung, dass eine Beladung eines Containers mit nassen

Kisten niÄt der Sorgfalt entspreche' Es hätten vor dem Ver-

laden in den Container in Btchum sofortige Tiockenmaß-

nahmen eingeleitet werden müssen' Sie ist weiter der Auf-

fassung, dass" die Beklagte bzw. ihre Erftillungsgehilfen den

,urtänäigen Spediteur oder Lagerhalter über die Nässe hätte

infbrmieren müssen, weil ihr bekannt gewesen wäre, dass

der Tlansport Monate lang dauern könne' Die Einlagerung

,r"rr., Tt"nrportkisten in Öontainer für einen monatelangen

S..tr".rrpori entspreche nicht den ordnungsgemäßen' bran-

chenüblichen Regeln und Gepflogenheiten' Sie behaupcet'

dass bei rechtzeiti"ger Tiocknung nur ein Schaden von höchs-

tens 50.000 € entstanden wäre.

Die tlnloading and Storage Instructions betreffen nach An-

sicht der Klagerin auch ihr Verhälmis zur Beklagten'

Es seien aufgrund det Unloading and Storage Instructions

zudem stichirobenartige Öffnungen der Container an al-

len Schnittsiellen erforderlich gewesen, insbesondere beim

Verladen in den Container in Bochum und am Hambur-

ger Containerterminal. Dies hätte zu einer näheren Unter-

Iu.hrrng und Einschränkung der Korrosion.führen müssen'

Beim dntladen in Shangh"i hättt demnach eine Prüfung

der Kisten erfolgen müsien. Es sei von muffiger Geruchs-

bildung 
"rrrr,rg.f,.n. 

Die Schäden seien zudem dadurch ver-

stärkt worden, drts das tansportgut in Guagyang in einer

zu feuchten, unbeheizten Halle gelagert wurde' Nach der

Öff r,rrrg am 04.02.2015 und am Folgetag sei keine fachge-

,..ht. fr.rrrr.rpackung erfolgt. Sie behauptet, die Beklagte

habe mit der i'ackliste die vertragliche Verpflichtung über-

nommen, eine eigene Verpackungsfirma vor Verladung der

Komponenten in Container hinzuzuziehen'

Die Klägerin bestreitet die Schadenshöhe der Beklagten

mit Nicfrrwissen. Insbesondere bestreitet sie, dass für den

Rücktransport Mehrkosten in einer Größenordnung von

8.387,30 ä angef.llen seien. Sie behauptet, die Personal- und

Reisekosten seien nicht norwendig und nicht angemessen ge-

wesen und ist der Auffassung, diese seien nicht ausreichend

belegt. Der Stundensatz der Angestellten d-er Beklagten sei

w.d!r ang.-essen noch ortsüblich' Die Kostenpositionen

seien auclinicht tatsächlich angefallen' Zeugenbeweis ftir die

Zahfungder Positionen 10, 1i 33, 14, 15,23,34 der Über-

sicht iniGutachten So.' sei nicht zulässig, es sei Urkunden-

beleg erforderlich. Die als Zetgen benannten Personen' u'a'

drr?rugrT seien nicht in der Buchhaltung tätig' Hinsicht-

lich der-Ausführungen in den Schriftsätzen vom l0'03'2021

und 06.04.2021 rigt die Klägerin Verspätung des Vortrags

der Beklagten.
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Andere Rechtsfrag en Entscheidungen

Die Beldagte hat der Nebenintervenientin zu 1) am

16.02.2017 den Streit verkündet.

Die Nebenintervenientin zu 1) hat ihren Beitritt auf Seiten

der Beklagten mit Schriftsatz vom 08.03.2017 erklärt und
mit demselben Schriftsatz ihrerseits der Nebenintervenientin
2,,s, 2) den Streit verkündet. Die Nebenintervenientin zu

2) hat mit am 30.03.2017 eingegangenen Schriftsatz ihr-en

Beitritt aufSeiten der Beklagten erklärt.

t...1

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen sind der

Auffassung, der Klägerin fehie für die Kage die Aktivlegi-
timation. Sie behaupten, die Klägerin habe ihrer Tiansport-
versicherung, der M und der A die Schadensunterlagen zur
Regulierung und Regressierung übersandt.

Die Beklagte ist der Auffassung, ihrerseits die Aktivlegitima-
tion zu besitzen und bestreitet, dass eine Zahlung ihrer Ver-
sicherungen stattgefunden habe. Hinsichtlich des diesbezüg-

lichen Vortrags der Kägerin rügt sie Verspätung. Jedenfalls
sei eine Rückabtretung erfolgt (Abtretungserklärung Anla-
geB29).

\fleiter ist die Beklagte der Auffassung, die Klägerin könne
sich nicht durch Rechtsanwälte, die in unterschiedlichen So-

zietäten tätig seien, im Prozess vertreten lassen.

\Weiter sind die Beklagte und die Nebenintervenientinnen
der Ansicht, dass die Klageforderung durch Aufrechnung er-

loschen ist. Der Beklagten stehe ein Schadensersatzanspruch

gegen die Kägerin wegen Verpackungsmängeln zu.

Sie behaupten, dass der Beklagten die Güter von der Klä-
gerin nicht in trockenem, unversehrtem Zustand und ohne

ausreichende Konservierung übergeben wurden. Die Ver-

packung sei nicht seetauglich gewesen. Die Manipulatoren
seien in Folie eingewickelt worden, die aber entgegen der

maßgeblichen HPE-Richtlinie nicht verschweißt, sondern

teilweise geklebt oder getackert war. Die Menge an beigefüg-

ten - Tiockenmitteln sei unzureichend gewesen. Die Tians-

portdauer von sieben Monaten sei im Rahmen des üblichen
gewesen. Eine Zugabe von Tiockenmitteln für dreieinhalb
Monate, die die Klägerin behauptet, sei schon deswegen un-
zureichend, weil eine beinahe zweimonatige Zwischenlage-

rung bei der Spedition V im - Veranrwortungsbereich der

Klägerin den Tiansport verlängert habe. Der nötige Grad an

\Tasserdichtigkeit sei daher nicht erreicht worden. Die Kiste
sei lediglich mit Kraftpapier ausgekleidet gewesen sein, das

mit Klammern an den Brettern befestigt war. An mehreren

Stellen hätten sich die Klammern gelöst. Die Beklagte und
die - Nebenintervenientinnen sind der Auffassung, ftir eine

seemäßige Verpackung hätten die Kisten einen Deckel aus

wasserundurchlässigem Material bedurft. Außerdem seien

keine Maßnahmen getroffen worden, und die Bildung von
\flassersäcken zu vermeiden. Das verwendete Holz sei nicht
geeignet gewesen. Eine Abpolsterung sei nötig gewesen.

Sie bestreiten, dass eingedrungenes Regenwasser ftir die Be-

schädigungen ursächlich war und verweisen auf die Möglich-
keit des Eintritts durch Kondenswasser.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen behaupten,

die Kisten seien in Bochum in trockenem Zustand verladen

worden. Die Nässespur auf dem Foto von der Verladung

auf ihrem Hof sei durch unterschiedliche Pfützen und Ab-
trocknungseffekte durch das Gefälle auf ihrem Hof und
nicht durch Nässe in der Kiste entstanden. Rost sei nicht er-
sichtlich. Nässespuren auf dem Containerboden seien durch
andere Kisten, die im Freien gelagert wurden und gemein-
schaftlich mit den streitgegenständlichen Kisten transpor-
tiert wurden, bedingt.

Sie sind der Auffassung, es habe keine Pflicht zur Kontrolle
der durch die Klägerin vorgenommenen Verpackung bestan-
den.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen sind der
Auffassung, die Beklagte treffe keine Rügeobliegenheit aus

SS 377, 381 HGB oder den Unloading and Storage Instruc-
tions.Diese Anweisung stelle allein Pflichten für die Endkun-
din gegenüber der Beklagten auf.

Die SS 377 tr. IHGB fänden keine Anwendung, da es sich
um einen -Werk- und nicht um einen \Terklieferungsvertrag
gehandelt habe.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen vertreten die

Auffassung, dass sich aus den Unloading and Storage lnstruc'
tions f.J.r die Beklagte keine Pflichten ergäben. Sie behaup-

ten, diese Anweisungen seien allein im Verhdltnis zwischen

der Klägerin und der Endkundin, nicht aber zwischen der

Beklagten und der Klägerin oder zu ihren Gunsten verein-

bart. Aus dem Erswertrag ergebe sich, dass die Anweisungen
erst auf der Baustelle der Endkundin wirken sollten. Diese

Anweisungen könnten nicht so verstanden werden, dass sie

eine überdachte Lagerung des Containers zwingend verlang-

ten. Überdachte Containerterminals existierten nicht. Die
Nebeninte rve nientin ru 2) habe die Container vor Beladung

geprüft.

Zudem sind die Beklagte und die Nebenintervenientinnen
der Ansicht, es ergebe sich keine Pflicht aus diesen Anwei-

sungen, die Verpa-kung zu öffnen. Eine Öffnung.stehe auch

der Seemäßigkeit der Verpackung entgegen. Eine Öffnung in
Hamburg sei nicht erforderlich gewesen, weil die Container

zu diesem Zeitpunkt bereits verplombt gewesen seien, eine

Öffnung auf dem Containerschiff nicht, da sie tatsächlich

ausgeschlossen war. Aufgrund ihrer Einkaufsbedingungen se i

die-Beklagte lediglich dazu verpflichtet gewesen, äußerlich

erkennbare Beschädigungen zu rügen.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen bestreiten

weiter, dass nach dem 04.02.2015 die Schäden durch Offen-

lassen der Verpackungen verstärkt worden seien. Vielmehr

sei es angezeig, g.*.t..t, die Güter in dem Lagerhaus ab-

trocknen zu lassen.

Die Nebenintervenientin zu 1) und die Beklagte bestreiten

mit Nichrwissen, dass bei einer rechtzeitigen Tiocknung nur

ein Schaden von 50.000 € entstanden wäre'

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen sind weiter

de, A,rffasärrg, dass sich aus dem Manufacturing and Contol

Sequence Plaivom20.Ol-2014 ergebe, dass die Beklagte zur

Ü6.rprrifung der Verpackung nichr verpflichtet gewesen sei'

Sie behaupten, dass die Mangelhaftigkeit der Verpackung

.rrt i- Z.irpurlkr d.s Auspa.kät's in öu'ngyang am 4' und

05.02.2015' erkennbar gt*ttttt sei' Insbesondere sei beim

f.rlrd.t in Bochum kline Nässe wahrnehmbar' gewesen'
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Die Kiscen seien in Bochum nicht geöffnet worden' Beschädi-

nunn.n an der Folie seien aufgrund deren Verpackung in den

ftirö., ni.ht erkennbar gewesen. Das Schreiben vom Montag'

dem 09.02.201 5 sei eine unverzügliche Mangelrüge'

Sie sind der Auffassung, eine Schnittstellenkontrolle im

Hamburger Hafen sei nicht nötig gewesen, dadas Tiansport-

gut sich iu dies.m Zeitpunkt bereits im verplombten Con-

tainer befand.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen sind der Auf-

fassung, das Abnahmeprotokoll vom 23.06.2014 beziehe

sich nicht auf die Verpackung. Sie behauptet, am20.03.2014

seien lediglich die Komponenten sowie die zugehörige Do-
krlm..rtation in Augenschein genommen worden. Eine Ab-

nahme der Verpackung habe gar nicht erfolgen können, da

dazu die Verpackung wieder hätte entfernt werden müssen.

Außerdem hätten sich die Verpackungsarbeiten wenigstens

über \Wochen hingezogen. Sie seien erst am 30.06.2014 fer'

tiggestellt gewesen. Die Packliste datiere dagegen bereits vom
20.01.2014.

Die Beklagte behauptet unter Bezugnahme

ständigengutachten So., ihr seien folgende

den:

Die Beklagte ist der Auffassung, die Klägerin habe durch das

in Anlage Kl2 eingefügte außerprozessual eingeholte Gut-
achten L die Höhe des Schadens unstreitig gestellt'

Die Frachtkosten für den Rücktransport nach Deutschland

bzw. China der Nebenintervenientin zu 1) i.H.v. 9.096'00 €
sowie 13.644,00 € seien von ihr beglichen worden' Hierbei
seien Mehrkosten von 8.387,30 € angefallen und ebenfalls

bezahlt (Positionen 10, 11, 33 im Gutachten S).

Gleiches gelte ftir die Beratungskosten bei der A i.H'v.
552,50 € sowie 41,25 € für Beratungsleistungen (Positionen

14, 15 im Gutachten S).

auf das Sachver-
Kosten entstan-

Pos Firma Kosten Art Rechnung Nr

1 S 56.398,74 € Pro jektmanagement

2 S 8.89t,44 C Reisekosten

3 S 8.686, 14 € Proiektmanaqement H. B

4 S 4.802,38 €. Reisekosten

5 S 20.235,03 € Pro jektmanagement

6 S 5.627,64 € Projektmanagement H. B

7 S 965,2r € Reisekosten

8 S 917,55 €, Projektmanagement H. B.

9 S 17.477,44 € Pro iektmanagement

10 G 9.096,00 € Frachtkosten Rg Nr. 20-0023

11 G t3.644,00 € Frachtkosten Rs Nr. 20-0001

1') \(/ 235.132,00 € Rep. Teilleistung I RK 15783

tl \r 94.745,32 € Rep. Teilleistung 2 1. Rate RKt5747

14 A 552,50 € Zollabwickl ung (Beratung) Rs Nr. 11066-1970

15 A 4t,25 € Zollabwicklung (Beratung) Rg Nr. 11066-2027

16 S 459,09 € Reisekosten

17 S 367,02 € Proiektmanagement H. B.

18 5 9.480,15 € Pro jektmanagement

t9 \r 293.355,00 e Reparatur Teilleistung 2 2.Rare RK 15788

20 \r 2.285,87 € Heizkosten Dez+Jan RK 15705

2t \(/ 3.043,32 € Heizkosten März RK 15823

22 \(/ 2.992,3r € Heizkosten Feb RKt5775
23 \(/ 102.740,96 € Reparaturkosten Anzahlung RK 15822

24 S 912,00 c Reisekosten

25 S 367,02 € Projektmanagement H. B

26 S 2r.t09,50 € Proiektmanagement

27 G 4.536,43 € Fracht Mehrkosten Rückftihrung Rg Nr. 20-0540

28 S 1.089,96 € Pro jektmanagement
,o S 244,68 € Projektmanagement H. B

30 \(/ 490.841,28 € Rep. Teilleistung 2 3. Rate

3r \(/ 245.420,64 € Rep. Gilleistung 2 Schlussbetrag

)L G 15.t37,93 € Exportabwicklung
J3 G 29.030,48 € Frachtkosten
34 C 20.860,52 € Abwicklung Re-Import und Endabnahme
Ohne G 19.620,06 €
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Auch die Kosten des chinesischen Endkunden für die Ex-
portabwicklung i.H.v. 15.137,93 € und 20.860,52€ seien
von ihr beglichen worden (Positionen 32, 34 im Gutach-
ten S).

Außerdem seien ihr Personal- und Reisekosren enrstanden,
die den Rest des Antrags zu 1) ausmachten (Positionen 1, 2,

3, 4, 5, 6, 7, 8, 16, 17, 24, 25, 27, 29 desSachverständigen-
gutachten). Zudemverlangt die Beklagte ihre Rechtsanwalts-
kosten ersetzt, wobei sie der Ansicht ist, eine 2,5-Gebühr
nebst Auslagen i.H.v. 20.738,73 € sei angemessen.

Hinsichtlich der von der Klägerin im Schriftsatz vom
18. 1 1.2020 vorgebrachten Argumente rügt die Beklagte Ver-
spätung.

Die Nebenintervenientin zu 1) ist weiter der Auffassung, dass

im Verhältnis zwischen ihr und der Beklagten die ADSp gäl-
ten, sodass nachZiffer 24.1.2. ADSP 2003 die Haftung auf
5.000,00 € pro Fall begrenzt sei. Sie erhebt zudem die Ein-
rede derVerjährung gegenüber der Beklagten. Sie behauptet,

dass die Güter ohne Beschädigungen in Shanghai angekom-
men sind und die Beschädigungen außerhalb ihrer Sach-

herrschaft eingetreten seien. Die Kisten seien in Shanghai

trocken gewesen. Es habe auch bei der Zwischenlagerung,
die wegen Hochwasser auf dem Fluss Jangtseklang erfolgte,
zu den Schäden kommen können. Zwischenlagerungen auf
Schuten seien in Shanghai zu vermuten.

Ein Nässeschaden bei Ankunft in Shanghai sei nicht feststell-

bar gewesen. Es sei daher auch nicht im oHandover Proto-
colo vermerkt. Es seien nicht alle Kisten eingesehen worden,
was jedoch nicht der Nebeninterwenientin zu l) angelastet

werden könne, denn der EmpPinger hätte die Kisten auch

entladen können.

Beide Nebenintervenientinnen behaupten, die Kisten seien

unter einem Vordach und in einer Halle gelagert worden.
lWährend der Lagerung in Bochum habe es nicht geregnet.
Aus der Feuchtigkeit im Container lasse sich nicht auf die

Feuchtigkeit der von der Klägerin verpackten Kisten schlie-

ßen, da im Container auch weitere Kisten, die außen durch-
nässt waren, transportiert wurden. Die Nebenintervenientin
zu 2) ist der Auffassung, das Gutachten des Sachverständigen

H sei fehlerhaft, soweit es eine Lagerung im Freien als ge-

geben ansehe. Die Nebenintervenientin zu 2) ist der Auf-
fassung, dass die Ursächlichkeit eines Verpackungsmangels

feststehe, weil von ihr seetauglich verpackte, gemeinsam

transportierte Güter trocken geblieben seien, obwohl sie im
Freien gelagert wurden.

Abweichend von der Beklagten behauptet die Nebeninter-

venientin z;rt2) weiter, dass die Kisten zwischen Bochum und
Shanghai geöffnet worden seien. Der Container . . .03 1 weise

auf den Fotos aus Shanghai nicht mehr dieselbe Plombe auf.

Das Sachverständigengutachten S beziehe sich nicht aufden
Container, in dem die Güter tatsächlich transPortiert wur-
den.

Hinsichtlich der \Tiderklage vertritt die Klägerin die Auf-
fassung, der Beldagten fehle die Aktivlegitimation. Es sei

Forderungsübergang eingetreten, nachdem diese Versiche-

rungsleistungen erhalten habe. Die Bekiagte müsse im Hin-
blick aufjede Kostenposition darlegen und beweisen, dass sie

nicht ebenfalls im Parallelverfahren A ./. S (Landgericht Es-

sen, ursprünglich 42 O 4lll7, jetzr 44 O 30122) geltend ge-

macht werde. Da die Vertragsnummer . . .840 für beide Fälle

von der Nebenintervenientin zu 1) genutzt werde, müsse die

Beklagte darlegen, welche Tiansportkosten dem Fall der Kla-
ge zuzuordnen seien. Insoweit rügt die BeklagteVerspätung.

Die Kammer hat in dem Termin zur mündlichen Verhand-
lung vom 28.11.2018 Beweis erhoben durch Vernehmung
der Zeugen B d. K., und M \f, I S, M T und U B.'Vegen
des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Sitzungs-
protokoll vom selben Tage Bezug genommen. \fleiter hat es

Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen Sach-

verständigen Gutachtens des Sachverständigen H. welches

dieser unter dem 04.11.2019 erstattet und im Termin zur
mündlichen Verhandlung vom 30.09.2020 mündlich erläu-

tert hat. \Teiter hat es Beweis erhoben durch erneute Verneh-

mung des Zeugen M T in dem Termin zur mündlichen Ver-

handiung vom 13.05.2023. Insoweit wird auf die jeweiligen

Sitzungsprotokolle Bezug genommen.

Die Beklagte hat der M und der'ü7 den Streit verkündet. Ein
Beitritt ist nicht erfolgt.

Die 'Widerklage wurde der Klägerin am 26.04.2017 zuge-

stellt.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. Die'Widerklage ist
zulässig und teiiweise begründet.

Entgegen der Auffassung der Beklagten ist die Klägerin ord-
nungsgemäß anwaltlich vertreten. Sie kann sich nach 5S 78
Abs. 1 Satz l, 84 ZPO durch Rechtsanwälte unterschiedli-
cher Sozietäten vettreten lassen.

Die Klage ist unbegründet.

Die Klägerin hat keinen Anspruch gegen die Beklagte auf
Zahlung von 87 6.925,18 € aus dem Vertrag vom 22.08.2012
nach S 650 Sau 1 i.V.m. S 433 Abs. 2 BGB.

Ein Zahlungsanspruch ist aufgrund der vertraglichen Verein-

barung zwar zunächst entstanden. Der Anspruch ist jedoch

gem. S 389 BGB erloschen. Die Beklagte hat die Aufrech-
nung vorprozessual nach S 388 Satz I BGB erk.lärt. Dem Be-

klagten steht auch eine Gegenforderung auf Schadensersatz

wegen Verpackungsmängeln gem. SS 634 Nr. 4, 280 Abs. 1

BGB in der Höhe der Ansprüche aus dem Reparaturver-

fiagzrf.

Die Beklagte besitzt für den Schadensersatzanspruch die

erforderliche Altivlegitimation. Sofern ein Anspruchsüber-
gang durch Versicherungsleistungen stattgefunden haben

sollte, ist jedenfalls eine Rückabtretung der Ansprüche auf
die Beklagte erfolgt (vgl. Anlage 829).

Jedenfalls auf die Verpackungsleistung fi ndet \Terkvertrags-

recht Anwendung. Es handelt sich bei dem zwischen den

Parteien geschlossenen Vertrag um einen rypengemischten
Vertrag, bei dem es dem Parteiwillen entspricht, auf Mängel
der Verpackungsleistung \(/erkvertragsrecht anzuwenden.

Daran ändert es nichts, dass die Verpackungsleistungen

gegenüber der Lieferung der Kraftmanipulatoren nur unwe-

sentlichen wirtschaftlichen \7ert aufiviesen, also nicht den

Schwerpunkt des Gesamwertrags bilden. Denn volliegend
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führt nur eine getrennte Betrachtung zu einer dem Partei-

*iti* .ntrpt..f,.rrd.^ Lösung' Entgegen der Ansicht der

Klan.rin handelt es sich hierbei nicht um eine unzulässige

St .it.ri.r,.,ttg des Vertrags in seine Einzelteile' Hinsichtlich

d., V.rp".kI.tg ist ein Erfolg geschuldet, für dessen Gewähr-

l"istunäsrecht nur tWerkvertragsrecht zu interessengerechten

lor.rni.tt führt. Geschuldet ist der Erfolg. der Herstellung

einer firnktionsfühi gen seetüchtigen Verp ackun g i m Vo rder-

erund. Es *"r.n i"hlt.iche unterschiedliche seetaugliche

V.rp".krtgt*eisen denkbar, deren Auswahl in das Belieben

der'Klägerin gestellt wurde. Nur das Ergebnis, nämlich eine

Verpackung, äie zahlreichen Containerumschlägen und ent-

,pr."h.ttdÄ'üTetterbedingungen-standhalten würde, wurde

in den Anweisungen zurn Wrpacken der Krartmanipuhtoren

bestirnmt.

Ein rVerkmangel liegc vor. Sofern die Mangel auf der Durch-

führung dut.h di. L{ t< C-bg beruhen, ist die Handlung

der Klägerin nach 5 278 BGB zuzurechnen.

Mangel ist das Abweichen der Ist-Beschaffenheit von der

Soil-Eeschaffenheit. Geschuldet war eine seetaugliche Ver-

packung.

Entgegen dem Verständnis der Klägerin, nach dem eine see-

t",rg:liJh. Verpackung einer Exporwerpackung nicht ent-

,prJ.h.n müsse und sich die Seetauglichkeit auf die Ver-

packungseinheit mit dem Container beziehe, ist seetauglich

,r,r, .it". Innenverpackung, die so wasserdicht ist, dass sie

das Tiansportgut über eine im Rahmen des vorhersehbaren

liegende b"nit d.t Tiansports vor Starkregen, 'stehendem

\Tasser und Kondenswasser schützt.

Dieses Verständnis des Begriffs ist branchenüblich' Das steht

,ur Überre,rgung des Gerichts nach dem Ergebnis der Be-

weisaufnahme feit aufgrund des schriftlichen Gutachtens des

Sachverständigen H und dessen mündlichen Ausführungen

im Termin vom 30.09.2020.

Die Klägerin hdlt das Gutachten des Sachverständigen H' für

ungenü[end. Der Sachverständige hatjedoch aufder Grund-

hg! s.ii.r Erfahrungen in der Praxis auf mehrfaches kriti-
sÄes Nachfragen d.i Kammer nach ausführlich, verständ-

lich und nachvollziehbar mündlich erläutert'

In dem Termin zut mündlichen Verhandiung vom

30.09.2021 hat der Sachverständige H erläutert, dass der

entscheidende Begriff der Seetauglichkeit von den einschlä-

gigen Regelwerk.n st.ts gleich verstanden werde und er die

HPE-fuchdinie lediglich als Beispiei herangezogen habe. Die
Anforderung an eine seemäßige Verpackung auf S' 23 ff. des

Gutachtens einen losgelöst von der HPE-fuchtlinie erläutert
worden.

Nach Ansicht der Klägerin geht der Sachverständige Fälsch-

lich davon aus, dass eine seetaugliche Verpackung mit einer
Exporwerpackung gleichzuserzen sei. Er definiere die see-

taugliche Verpackung nicht genau genug.

Hierzu hat der Sachversrändige mündlich klargestellt, dass

die auf S. 23 des schrifrlichen Gutachtens genannten An-
forderungen das branchenübliche Begriffsverständnis wie-
dergeben. Export-Verpackung und seeraugliche Verpackung
würden in der Branche üblicherweise synonym verwendet.
Entsprechend den schriftlichen und mündlichen Ausführun-

gen des Gutachters H geht es nach dem branchenüblichen

Verständnis bei der Frage der Seetauglichkeit um die Eig-

nung zum Seeversand. Mit einer seetauglichen Verpackung

für öüter dieser Art umfasse in der Branche üblicherweise

eine wasserdichte Innenverpackung, die in eine Folie einge-

schweißt wird, wobei ausreichend tockenmittel zugegeben

werden.

Die Klägerin hält das Gutachten weiter für fehlerhaft, weil

der Sachlv.rrtändige nicht darauf eingehe, dass in geschlos-

senen Contain.rn gering.re Ansprüche an die Fähigkeit'

\fasser abzuweisen, gelten müssten'

Da Erfordernis einer wasserdichten Innenverpackung auch

bei einer sofortigen Stauung in einen ISO-Container steht

fest aber .t".h d.n überzeugenden und nachvollziehbaren

Ausftihrungen des Sachverständigen H' zur Uberzeugung

der Kammer fest. Dieser hat erläutert, dass die Außenverpa-

ckung beim ContainertransPort nur eingeschränkt vor \7as-

sereiritritt schützen kann. Innerhalb des Containers könne

die Luft durch \Tasserdampf, z.B. durch die eingebrachten

Holzkisten, völlig gesättigt sein. Temperaturschwankungen

führten d".t., ,,i Ko.rd.ttt*rtterbildung. Auf keinen Fall

könne eine Außenverpackung vor allgegenwärtigem tVas-

serdampf schützen. Daher sei der Schutz vor Feuchtigkeit

die allelnige Aufgabe der Innenverpackung' Eine seetaugli-

che Innerwerp".ktttg müsse vor dem Eintritt von flüssigem

\flasser trnd fo"ssetd"mpf schützen. Sie müsse auch Stark-

regen standhalten.

Eine rypische tansportroute nach China führe durch tro-

pische i<li-"ro.r.n. Auch trocken geiagertes Holz' enthalte

V"rr.r, weil es sich der Außenatmosphäre anPasse' Daher sei

bei der hier gewählten Verpackungsweise in Holz'kisten un-

bedingt eine-wasserdichte Innenverpackung nötig' Die Folie

der Innenverpackung lasse zwischen 0'2 und 0,4 g \Wasser-

dampf pro Quadratmeter und Tag durch. Daneben seien in

der Verp"cku.rg Tlockenmittel zu nutzen. Bei Verwendung

der hiei g..ut .t PE-Folie seien besonders viele Tiocken-

mittelmiiel nötig. Hier werde mit tropischem Klima gerech-

net.

Die Klägerin führt aus, dass der Sachverständige H fälsch-

lich davon ausgehe, dass durch Einbringung von Holz stets

\fasser in den Container gelange. Bei trocken gelagertem

Holz sei das nicht der Fall. Die Atmosphäre innerhalb des

Containers sei nicht immer zu 100 7o gesättigt' Allerdings

ergibt sich aus der zu ihrem Vortrag zählenden Stellungnah-

-! d.t sachverständig en Zeugen L dass es sich jedenfalls um

ein bekanntes Phänomen handelt. Der Sachverständige H
hat nachvollziehbar erläutert, dass es gerade Sinn und Zweck

der Innenverpackung sei, diesem Zustand vorzubeugen. und

die Anforderung.n "t eine seetaugliche Verpackung daher

verlangen, dass die Innenverpackung für sich genommen

ausreichend wasserdicht sein müsse.

Dieses Verständnis entspricht demjenigen eines objektiven

EmpPängers. Die Beklagte musste nicht mit einem abwei-

.he.rd.n V.rständnis dieses Begriffes durch die die Klägerin

rechnen, weil ursprünglich mit einer Einlagerung sogleich in

den Container geplant wurde. Denn auch für den Tiansport

innerhalb eines Containers war die Verpackung nicht bean-

spruchungsgerecht.
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Denn es ging den Parteien darum, die \üZare so zu schützen,

dass die gewöhnlichen Gefahren eines Tiansports nach Chi-
na ausgeschlossen würden. Nach dem Vortrag der Klägerin
war keine Verpackung geschuldet, die gegen Kondensations-
feuchte innerhalb des Containers geschützt hätte.

Gemessen an diesem Maßstab war die von der Klägerin aus-

geführte Verpackungsleistung mangelhaft.

Das steht nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme zur Über-
zeugung der Kammer fest aufgrund des Gutachtens des

Sachverständigen H.

Der Sachverständige hat überzeugend und nachvollziehbar
ausgeführt, bereits die gewählte Bauart sei für Maschinen
und größere Güter an sich nicht geeignet. Das erforderliche
Deckelholz fehle. Die tansportkisten wiesen nach dem Gut-
achten eine mangelnde Polsterung auf. Sicherheitsabstände
seien nicht eingehalten. Diese sind jedoch nötig, um die als

Sperrschicht dienende Folie zu schützen. Die Tiockenmittel-
beutel seien direkt auf dem Metall platziert worden, obwohl
eine ordnungsgemäße Verpackung einen Sicherheitsabstand
und eine Anbringung im oberen Bereich der Kiste erforde-
re, wo sich Kondensat zuerst absetze. Es befanden sich nicht
ausreichende Mengen an Tiockenmitteln in der Innenverpa-
ckung. Zur Berechnung hat der Sachverständige in seinem

schriftlichen Gutachten dargelegt, dass die beigefügte Menge
an flockenmitteln selbst bei einer hermetisch dichten Sperr-

schicht nicht genügt hätte. Die Verpackungsweise habe die

Bildung von \Tassersäcken begünstigt. Unstreitig ließ die für
die Innenverpackung verwendete Folie mehr \Wasserdampf

bzw. stehendes \Tasser durch, als die Tiockenmittel aufneh-
men konnten. Dies darf bei einer seetauglichen Verpackung
nicht geschehen.

Die Klägerin ist der Ansicht, der Sachverständige H gehe un-
zulässig davon aus, dass die dokumentierten Schäden auf die
mangelhafte Innenverpackung zurückzuftihren seien, ohne
eine Erläuterung zu geben. Die Klägerin hält das Gutachten
weiter für falsch, da der Gutachter unterstelle, dass die Folie
undicht sei. Hierzu bringt sie eine Stellungnahme des sach-

verständigen Zetgen L bei. Gegenüber den ausführlichen
Erläuterungen des Sachverständigen H vermögen die Aus-
führungen des sachverständigen Zeugen L die Kammer nicht
davon zu überzeugen, dass das Gutachten des Gutachten H
ungenügend ist.

Der Sachverständige hat erläutert, dass das Rostbild aus k.lei-

nen Punkten und das sichtbare Kondensat innerhalb der Fo-

lie rypisch für eine undichte Innenverpackung ist. Es ist nach

den Erläuterungen des Sachverständigen aufgrund des Bild-
materials als wahrscheinlich anzusehen, dass die Sperrschicht

geklebt statt hinreichend dicht verschweißt war.

tVeiter hat der Gutachter dargelegt, die Verwendung von
Polyethylenfolie sei veraltet.

Die Klägerin hält diese Einordnung der Polyethylenfolie fiir
fehlerhaft. Für eine Konservierungsdauer bis zu 12 Monaten
sei diese Technik branchenüblich. Der Sachverständige hat
aber in überzeugender \7eise dargelegt, wie er zu den An-
gaben bezügiich der Folie und der nötigen Tiockenmittelzu-
gabe gelangt ist. Mündlich hat der Sachverständige erläutert,
dass auch mit einer PE-Folie eine seetaugliche Verpackung
hergestellt werden könne, aber eine höhere flockenmittel-

zugabe zu erfolgen habe, weil sie nicht unabhängig von der
Außenatmosphäre sei. Das zeigen die gut nachvollziehbaren
Rechnungen auf S. 30 bis 31 des G,rt^.htens unter zugrunde
Legung des einschlägigen Formelwerks der DIN 55474. Bei
Verwendung dieser Folie für einen Versand nach China hät-
ten daher 599 Tiockenmitteleinheiten statt der zugeftigten
128 Einheiten beigefügt werden müssen.

Die Klägerin ist weiter der Auffassung, dass für die Tiocken,
mittelberechnung nicht tropische Klimawerte zugrunde zu
legen waren. Der Sachverständige hat hingegen mündlich
nachvollziehbar hierzu ausgeführt, die tropischen \flerre
würden aufgrund des Materials der verwendeten Polyethy-
len-Folie stets zugrunde gelegt. Dies entspreche allgemeiner
Ansicht. Bei einem Schiffstransport nach China würden nor-
malerweise tropische Klimazonen passiert, wo zur Jahreszeit
des Tiansports auch tropische Tempe raturen erre icht würden.

\Teiter ist die Klägerin der Auffassung, für die tockenmittel-
berechnung sei lediglich ein Zeitraum von 90 Tagen, der ver-
traglich für den Tiansport vorgesehen sei, zu Grunde zu le-

gen. Dieser Einwand kann zu einer Fehlerhaftigkeit des Gut-
achtens nicht beitragen, da zwischen den Parteien zur Dauer
des Transports nichts abgesprochen war und es entweder an

der Klägerin lag, nachzufragen, oder aber bei der Tiocken-
mittelzugabe wie der Sachverständige von einem Tiansport
mit den üblichen Verzögerungen auszugehen.

'üTeiter ist die Kiägerin der Auffassung, die vom Sachverstän-

digen angesetzten Mengen an Tiockenmitteln seien zu hoch,
da in einer trockenen und geheizten Halle verpackt worden
sei. Der Gutachter hat eine Temperatur von 20'C und eine

Luftfeuchtigkeit von 50 o/o ntgrunde gelegt. Zu noch besse-

ren Verpackungsbedingungen wären zur Substantiierung des

Vortrags mehr Einzeiheiten nötig gewesen.

Die Stellungnahme des Privatsachverständigen L führt nicht
zur 'Widerlegung des Sachverständigen H. Seine Stellung-
nahme ist widersprüchlich. Sie geht einerseits davon aus, dass

durch die als Sperrschicht verwendete PE-Folie unzulässig

viel \Tasser hindurchdiffundierte, was sie mit der Tiansport-
dauer begründete. An anderer Stelie formuliert der Privat-
sachverständige: ,Es trifft nicht zu und es ist nirgendwo be-

legt, dass die Sperrschichten undicht waren. Diese Behaup-

tung ist nicht nachvollziehbar.u Zur entscheidenden Frage,

wie viel \Tasser - auch durch Staunässe - die Folie durch-
lassen durfte, trifft der Privatsachverständige keine Aussage.

Dass 100 %ige Luftfeuchtigkeit im Container vorkommen
kann, ist auch Grundlage seiner Außerungen. Er schweigt

dazu, was dies für die Anforderungen an eine seetaugliche

Verpackung bedeutet. Hinsichtlich der Seetauglichkeit lässt

sich dem Privatgutachten lediglich der Hinweis entnehmen,

dass die A-nforderungen von der Tlansportdauer abhingen,

die die Parteien nicht definiert hätten. Die Stellungnahme

hält weiter die Einordnung des Gutachters H hinsichtlich
des Ursprungs des \Tassers ftir falsch. Darauf, ob die Schäden

durch kondensiertes Regenwasser oder Kondensat aus dem

Holz der Kiste hervorgeiufen wurden, kommt es nicht an'

Zweifel an dem Gutachten des Sachverständigen H ergeben

sich auch nicht daraus, dass dieser nicht daraufeingegangen

ist, dass ein gewisser Schutz der Maschinenteile aufgrund

ihr.r L".ki..,i.tg bestand. \farum es für diese Feststeliung

besondere Kenritnisse hinsichtlich des verwendeten Metalls

TranspR 11l',12 . 2A23
503



Entscheidu Andere Rechtsfragen

bedari ist nicht dargelegt, zumal es sich unstreitig um Kor-

rosion handelt.

Der Einwand der Klägerin, dass es mit den von der Klägerin

u.r*.rrd"r.n Tianspoitkisten möglich gewesen sei' die \Vare

maneelfrei an den Zielort in China zu transportieren' geht

fehl."De, Sachverständige hat ausgeführt, dass durch die

Kondensatbildung im Container aufgrund der fehlenden
\Wasserdichtigkeit und unzureichenden fiockenmittelzuga-

be mit Kondensatbildung in der Innenverpackung zu rech-

nen war.

Soweir die Klägerin einen Verfahrensfehler rügt, da ihr das

Bildmaterial des Gutachters nicht zugesandt worden sei, ist

dies nicht zielführend. Der Sachverständige hat klargestellt,

dass der Prozessbevollmächtigte der Klägerin im E-Mailver-

teiler für den Download-Link enthalten war und das €ntspre-

chende Material versandt worden sei.

Nach der Erklärung des Sachverständigen über die Verwen-

dung des Datums von Beginn und Fertigstellung des Gut-

"cht.n, 
spricht zudem nichts für die Behauptung der Kläge-

rin, es sei zu vermuten, dass ganze Passagen des Gutachtens

nicht mit Blick auf diesen Schadensfa-Il erstellt, sondern aus

anderen Cutachten übernommen seien.

Der Privatsachverständige erklärt das Tiockenbleiben zweier

Kisten damit, dass deren Deckelfläche vergleichsweise klein

gewesen sei, sodass die Feuchtigkeit bei Staunässe nur durch

eine kleinere Oberfläche hindurchdiffundieren konnte. Dies

steht zum Gutachten H aber nicht in \Tiderspruch. Der ge-

richtliche Gutachter hat nicht ausgeschlossen, dass in der

Innenverpackung Kondensat durch Regenwasser entstanden

sei. Außerdem ist der Privatsachverständige nicht daraufein-
gegangen, wie die Stauung von Flüssigkeit auf der Folien-

oberfläche mit einer Verpackungsweise einhergeht, die tVas-

sersackbildung zu vermeiden hatte.

Es greift auch kein Haftungsausschh-rss analog S 640 Abs. 3

BGB wegen Abnahme der Verpackung in Kenntnis des Man-
gels. Eine Abnahme, die sich auch auf die Verpackung bezog,

konnte die Klägerin nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme

nicht zur Üb.rr.,rgu.tg des Gerichts beweisen.

Der Beweis ergibt sich nicht aus der Aussage des Zeugen d.

K. Der Zeuge d. K. hat über den Termin am 20.03.2014
ausgesagt, dass Dokumentation und Inhalte der Verpackung

geprüft worden seien. Es sei auch die Verpackung an sich ge-

prüft worden, also die Art der Verpackung. Die Gesamwer-

packung sei zu erwa 80 %o abgeschlossen gewesen. Die Kisten
seien noch offen gewesen, also die Deckel abgenommen. Es

sei aber geschaut worden, ob Tiockenmittel vorhanden gewe-

sen seien. Der Zeuge M und er sowie zwischendurch andere
Personen hätten die Folie angeschaut und die Befestigung.
Die Folie der meisten Beutel seien zugeschweißt gewesen.

Die Anlage 820, die Packing-List, sei für den Zoll und den
Tlansport als Nachweis für den Inhalt der Kisten gefertigt
worden. Die HPE- Verpackungsrichtlinie sei nicht als Maß-
stab herangezogen worden.

Der Zerge T hat glaubhaft ausgesagt, sich nicht erinnern zu
können, bei dem Termin am 20.03.2014 anwesend gewesen
zu sein oder je gemeinsam mit dem Zeu.gen M an einem Ter-
min teilgenommen zu haben. Eine Verpackungsprüfung sei
jedenfalls nicht Sinn des Termins gewesen. Er habe nur die

Holzkisten und Folien gesehen, aber nie in geschlossenem

Zustand. Die Unterschrift auf der Anlage 822 sei vor dem

Verschließen der Kisten im Mai geleistet wofden. Zv An-

lage 820 hat er ausgesagt, dass er bei einem Termin mit der

Ziryin\f. und dem Zeugen d. K. teilgenommen habe.

Die Zeugin \üI berichtet, bei den Prüfungen am20.03.2014
nicht dabei gewesen zu sein. Es seien aber im Vorfeld ex-

tra die Kistendeckel offengelassen worden, um die Art der

Verpackung zeigenzrkönnen und dass die Beschriftung der

Bauteile und Listen sich entsprachen.

Der Zeuge S konnte keine ergiebige Aussage abgeben. Er hat

angegeben, bei demTermin an'20.03.2014 nicht dabei ge-

wesen zu sein.

Der Zetge M hat ausgesagt, es sei am 20.03.2014 darum

g.g"ng.n, die Materialien auf ihre Vollständigkeit zu ptüfen

""a 
ai. Dokumentation für den Versand nach China fertig-

zustellen. Aus seiner Sicht sei eine Verpackungsprüfung nicht

Gegenstand des Termins gewesen. Die'ü7are sei noch nicht

eingeschweißt, sondern nur in der Folie in die Kisten gelegt

worden. Er könne sich auch nicht daran erinnern, eine Er-

klärung abgegeben zu haben, die man als Bewertung der Ver-

packung habe verstehen können.

Die Unterschrift unter der Packliste , der Anlage B20 sei von

Herrn Dr. L als Projektleiter geleistet worden. Die Unter-
schriften unter dem Dokument aus Anlage F22, Manufactu-

ring and Control Sequence Plan, auf dem in der Zeile für die

Kontrolie der Verpackung und Überprüfung der Vollstän-

digkeit nach der Packliste kein Kreuz für die Beklagte vor-

gesehen ist und keine Unterschriften geleistet wurden, seien

später geleistet worden.

Aufgrund der Zeugenaussagen steht nicht zur Übett.,tguttg
der k"mme, fest, dass der Zeuge M eine Abnahme ftir die

Beklagte erklärt hat. Denn die anwesenden Zeugen haben

übereinstimmend berichtet, dass die Verpackungen noch

nicht abgeschlossen waren. \Tenigstens Teile des Tiansport-

guts waren noch nicht in Folie eingeschweißt. Eine offene

V.tp".kurg ist unter den gegebenen Umständen nicht taug-

licher Gegenstand für eine konkludente Abnahmeerklärung.

Für eine Abnahme der Verpackung wäre zu erwarten gewe-

sen, dass der Zetge sich hieraufausdrücklich bezogen hätte'

Eintragungen im Feld für die Kontrolle der Verpackung und
die Überprüfung der Vollständigkeit anhand der Packliste

auf dem Manufacturing and Control Squence Plan (Anlage

822) waren in diesem Plan von vorneherein nicht vorgese-

hen und unterblieben. Bei einem Verzicht auf die Abnahme

wäre eine ausdrückiiche Erklärung zu etwarten gewesen. Sie

kann nicht in der bloßen Abnahme der Kraftmanipulatoren

ohne Zeichen der Billigung der Verpackungsleistung als sol-

che erfolgen. Soweit der Zetge d. K. berichtet, dass das Vor-

handensein von Tiockenmitteln geprüft worden sei, ist dem

entgegenzuhalten, dass dann ein \Techsei der flockenmittel
vor dem Einschweißen nötig geworden wäre. Das Offen-
lassen war auch für eine Vollständigkeitsprüfung nötig, die

nach übereinstimmendem Bericht aller Zeugen stattgefun-

den hat. Aus den Anlagen 820 und 822 ergibr sich keine

Abnahme der Verpackung, da diese Anlagen sich nicht auf
eine Verpackungsprüfung beziehen.

Auf die werkvertragliche Pflicht der Klägerin zur Verpackung

findet S 377 Abs. 1 und 2 HGB keine Anwendung.
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Eine Rügeobliegenheit oder -pflicht ergibt sich auch nicht
aw Ziff.4 Unloading and Storage lnsnuctions. Die insoweit
beweisbelastete Klägerin hat nicht z'.tt Üb.tr.,tgung der

Kammer bewiesen, dass deren Geltung im Verhältnis zwi-
schen Klägerin und Beklagter vereinbart war. Eine solche

Einigung hätte nach Ziffer 28 des Liefervertrags der Schrift-
form bedurft.

Zwar hat er Zettge d. K. ausgesagt, er habe diese Anweisun-
gen gemeinsam mit einem Kollegen erstellt. Sie seien zur

Geltung zwischen Klägerin und Bek-lagter bestimmt gewe-

sen. Daher habe man beide Logos angebracht. Sie seien auch

von deren Angestellter Frau N geprüft worden. Er würde die

Anweisungen als Allgemeine Spezifikationen unter Zitrer 9)
des Vertrages einordnen. Es sei bei ihm so angekommen, dass

sich die Beklagte auch der Klägerin gegenüber an die Anwei-
sungen zu halten habe, weil die St. ihr Vertragspartner war.

Der Zeuge hat ausgesagt, dass Diskussionen zu dem Doku-
ment zwischen der St. und dem Endkunden stattgefunden
hätten, es aber keinen direkten Kontakt zum Inhalt mit dem

Endkunden gegeben habe. Die Beklagte habe Formatierung
und Dokumentation geprüft.

Die Zeugin \7 hat lediglich ausgesagt, dass ,ihrer Ansicht
nachu die Anweisung auch im Verhältnis zwischen Klägerin
und Beklagter Geltung haben sollte. Das Thema sei ihrer Er-
innerung nach zum ersten Mal bei einem Meeting angesPro-

chen worden, bei dem auch Vertreter des Endkunden an-

wesend waren: Das Dokument habe daher für alle Geltung
haben sollen. Schließlich sei es darin auch um den tansport
gegang€n. Ihrer Erinnerung nach sei das Dokument zuerst

bei einer Besprechung zur Sprache gekommen, an der so-

wohl Vertreter der Endkundin als auch der Beklagten und
der Klägerin teilgenommen hatten. Die Dokumente waren

ihr zufolge von der Klägerin für die Beklagte herzustellen.

Letztlich waren sie flir die Endkundin bestimmt.

Der Zetge S hat ausgesagt, mit der Aushandlung nichts zu

tun gehabt zu haben. Er habe die Unloading and Storage

lnstructions vor Versand an die Beklagte geprüft. Die Vor-
schriften haben für den Transport bis zur Baustelle gelten

sollen. Ursprünglich hätten die Kisten gleich bei der Klägerin
in Container geladen werden sollen. Er verstehe es nach der

Planänderung so, dass die Anweisungen nur Geltung für den

Zeitpunkt des Beladens des Containers bis zum Entladen
auf der Baustelle in China haben sollte . Die Anforderungen
z.B. für die Menge der Tlockenbeutei seien am Zoll ausge-

richtet worden.

Der Zeuge T hat bekundet, die Anweisungen hätten den

Zweck verfolgt, der Endkundin mitzuteilen, wie er mit den

Teilen zu verfahren habe. Sie seien auf Bitten der Endkun-
din erstellt worden. Im Verhältnis zur Nebenintervenientin

zu 1) sei keine Geltung der Anweisung vereinbart gewesen'

Sie sei der Nebenintervenientin jedoch bekanntgemacht

worden, als diese nachgefragt habe, ob ftir denTiansport Be-

sonderheiten zu beachten seien. Dadurch habe sie in diesem

Verhältnis inoffizielle Geltung erlangt, seiner Ansicht nach

habe die Nebenintervenientin die Vorgaben vorausschauend

beachten müssen.

Die Aussage des Zeugen T ist giaubhaft und ftigt sich stim-
mig zusammen mit der Aussage der Zeugin \7, wonach das

Thema zum ersten Mal im Beisein der Endkundin angespro-

chen wurde und dem Eindruck des Zeugen S dass die An-
forderungen am Zoll ausgerichtet waren sowie der Tätsache ,

dass die Anweisungen im Liefervertrag nicht ausdrückiich
genannr werden und unter den Punkt Dokumentationsliste
nach dem Parteiwillen auch andere Dokumente zu fassen

sind. Alle Dokumente sind in Ziffer 73 des Liefervertrags
genau bezeichnet.

Vor diesem Hintergrund hat die Klägerin den Beweis, die
Bedingungen seien zwischen den Parteien vereinbart wor-
den, jedenfalls nicht ,,rr' Üb.rre,tgung der Kammer führen
können.

Das Vertretenmüssen der Klägerin wird nach S 280 Abs. 1

Satz 2 BGB vermutet.

Insbesondere ist entgegen dem Vortrag der Klägerin nicht
davon auszugehen, dass angesichts des behaupteten Stark-

regens auch eine HPE-konforme Verpackung die Schäden

nicht hätte abwenden können. Denn der Sachverständige

hat hierzu glaubhaft und nachvollziehbar erläutert, dass eine

seetaugliche Verpackung das Tiansportgut auch vor Starkre-

gen schützt.

In Höhe der Klageforderung ist der Schaden unstreitig. In-
soweit handelt es sich um Kosten, die die Kägerin der Be-

klagten in Rechnung gestellt hat.

Die Kausalität der fehlerhaften Verpackung für die Schäden

des Ti"ansportgutes wird vermutet. Nach der Rechtsprechung

greift hierfür ein Anscheinsbeweis. tVenn die durch Gesetz

oder technische Normen vorgeschriebenen Schutzmaßnah-

men nicht getroffen werden und sich die Gefahr verwirklicht,
die durch die Schutzmaßnahmen verhindert werden so1l,

spricht derAnscheinsbeweis dafur, dass der Schaden bei Beach-

tung der maßgebenden Vorschriften vermieden worden wäre
(vgl. BGH Nj\ü 2008, 3778). Die vom Sachverständigen H
genannten üblichen Maßnahmen wie luftdichtes Verschwei-

ßen der Innenverpackung, Maßnahmen zur Verhinderung der

Bildung von \Tassersäcken, ausreichende Tiockenmittelzugabe
und Befestigung der Beutel im oberen Drittel der Kiste die-

nen gerade dem Schutz vor \flasserschäden, sei es ob durch
Starhrretterereignisse oder Kondensat. Es spricht daher ein

Anscheinsbeweis daftir, dass bei seemäßiger Verpackung der

Schaden vermieden worden wäre (Hanseatisches OLG, Urt. v.

24.01.2019 - 6U 277115 [= TianspR 2019,4600.

Der Klägerin gelingt es nicht, den Anscheinsbeweis zu er-

schüttern.

Der Verpackungsfehler ist rypischerweise dazu geeignet, die

entstandenen schädlichen Einwirkungen zu verursachen.

Dies steht zur Überzeugung der Kammer nach dem Ergebnis

der Beweisaufnahme fest aufgrund des Sachverständigengut-

achtens des Sachverständigen H. Danach ist das Schadens-

bild mit sichtbarem Kondensat unter der Folie und punkt-
lormigen Rostspuren geradezu rypisch für die festgestellten

Verpackungsfehler. Dass es sich um Korrosion handelt, ist

zwischen den Parteien unstreitig. Der Sachverständige hat

erläutert, dass es ftir seine Beurteilung nicht von Bedeutung

sei, ob das eingedrungene \Tasser Regenwasser oder aus an-

deren Gründen entstandenes Kondensat sei.

Der Anscheinsbeweis ist nicht wegen Vorliegen eines Sonder-

falls ausgeschlossen, selbst wenn die Behauptung der Kläge-
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Entsch ll Andere Rechtsfragen

rin zutrifft, dass in Bochum Regenwasser in die Kisten ge-

laufen ist.

Die Einwände der Klägerin, das Gutachten sei widersprüch-

[J, i.,a.- es davon 
",tsg.he, 

dass Regenwasser in die Kis-

,.n eine.drr.r.tgen sei, dieses aber nicht als Hauptursache der

B.rchääigungän "n..h., 
Regenwasseranalyse werde nicht

ausreichÄd berücksichtigt und das Gutachten sei weiter

fehlerhaft, weil der Sachverständige \(asserdampf als scha-

densursächlich ansehe, aber nicht erläutere, ob dieser nicht

aus Regenwasser bestehe, gehen sämtlich fehl. Hierzu hat der

Sachveiständige wie bereits wiedergegeben mündlich über-

zeugend erläutert, dass das Kondensat auch aus Regenwas-

..r 6.rt.h.n könne. Es könne sich aber auch um Kondensat

handeln, das aus dem Holz der Verpackungskisten in den

Container gelange. Auch das so in den Container gelangte

\flasser kon-ne gÄq.n, um die Luft um 100 % mit Feuch-

tigkeit zu sättigen. Bei \Tasserschäden durch flüssiges Regen-

w-asser wäre das Rostbild weiter fortgeschritten gewesen'

Es kommt für das Vorliegen eines Sonderfalls nicht darauf

an, ob der Starkregen in Bochum Haupt- oder Nebenursache

der Korrosion *"i B.i Verladung in Deutschland ist es nach

den Ausführungen des Sachverständigen vielmehr typisch,

dass durchnässte Kisten, selbst wenn diese gesondert gekenn-

zeichnet sind, ohne Tiocknung in Container gestaut werden'

Hätte die Klägerin seetauglich verpackt, wären die Maschi-

nenteile n".h"",rßen abgJi.ht.t gewesen. Auf die Ausfüh-

rungen, dass die tV"sr.r""rr"1ys. .rLht d"tt"th differenziere,

-o inrrerhalb des Containers das \üasser entnommen worden

sei - die nach der Stellungnahme des Privatsachverständigen

L fehlerhaft sind, kommt es daher nicht an'

Die Unversehrtheit zweier Kiste., *i, Elektronikteilen

schließt einen rypischen Geschehensablauf nicht aus' Die

Klägerin bemängelt zu unrecht, dass das schriftliche Gut-

a.ht".n hierrl., keine Ausftihrungen mache. tü7äre die Schädi-

gung durch Kondensat entstanden, wäre der Klägerin zufol-

[. "ä. 
Kirr.tt gleich durchnässt worden. Der Sachverständige

f,"t hi.rru mündlich erläutert, dass für die unterschiedliche

Durchnässung unterschiedliche Ursachen denkbar sind,

z.B. stärkere kondensatbildung bei den unteren Kisten des

Containers durch Stauung von Flüssigkeit am Boden des

Containers. Die ist aus Sicht der Kammer überzeugend'

Ein Sonderfall liegt auch nicht vor, weil die Klägerin- an-

gibt, bereits seit 3b Jahren in gleicher \7eise zu verpacken,

äh,r., d"r, es je zu gleichartigen Schadensereignissen gekom-

men sei. Dieser Einwand ist nicht substantiiert dargeiegt, da

zwecks Vergleichbarkeit der klimatischen Bedingungen und

Versanddauer Einzelheiten fehlen.

Ein Miwerschulden der Beklagten führt nicht zu einer Kür-

zung ihrer Ansprüche.

Die Beklagte hat keine Verkehrssicherungspflicht oder sons-

tige Pflicht nach S 241 Abs. 2 BGB verletzt.

Die Kägerin ist der Auffassung, es habe in Bochum bemerkt

werden müssen, dass \(/asser aus den Kisten lief. Sie habe so-

gleich informiert werden müssen. Die eingetretenen Schä-

den hätten sich auf 50.000 € begrenzen lassen, wenn dann
sofort tocknungsmaßnahmen eingeleitet worden. Entgegen
der Auffassung der Klägerin hat die Beklagte keine Neben-
pfl ichwerletzung durch Vorlage des Sachverständigengutach-

tens S unstreitig gestellt, insbesondere nicht die Lagerung im

Freien zwisch.i ä.- 01.07.2014 und dem 16'07 '2014 rrotz

Kennzeichnung mit einem Regenschirmsymbol und Stark-

regen oder die \Grladung nassei Container' Die Beklagte hat

dilre Lag.rung von Anfang an eindeutig bestritten' Eine Be-

weiserhÄung war jedoch entbehrlich'

Denn die Beklagte durfte von einer seetauglichen Innen-

verpackung "trrg.h.tt 
und musste aus einer Durchnässung

d.. A.tß..t",r"tp".kttttg nicht auf eine Gefahr für das Tians-

Dortgut schließen. Diese Überzeugung der Kammer grün-

ä., ii.h wiederum auf die Begutachtung des Sachverstän-

digen H. Dieser hat nachvollziehbar erläutert, dass seine

Eipo rw.rp 
".kun 

g mit funktio nsfähiger Innenverpackun g

*,rih b.i S.h*.t*.tt.t ungeschützt im Freien gelagert wer-

den kann.

Eine Pflicht zur Lagerung unter einem Dach bestand nicht'

Sie lässt sich im Verhältnis der Parteien nicht aus den Unloa-

ding and Storage Instructions herleiten.

Das behauptete Aufbringen eines Regenschirms konnte eine

Pflicht rur überdachten Lagerung nicht entstehen lassen' Ein

einseitiges LeistungsbestiÄmungsrecht in^ dieser Hinsicht

stand d.t Klägerin nicht zu, da zu ihrem Pflichtenprogramm

gehörte, die Verpackung für den Transport in einem Contai-

ier über See herzustellen: Die Klägerin war dem Vertrag zu

einer wasserdichten Verpackungsweise verpflichtet und eine

solche wäre ohne Kostensteigerung möglich gewesen' Bei

einem multimodalen tansport mit einem Containerschiff

lässt sich eine ausschließliche Lagerung des Tiansportguts im

Tlockenen bereits deswegen nicht sicherstellen, weil es un-

streitig weltweit keine überdachten Containerterminals gibt'

Ein tätsächlich witterungsgeschützter Tlansport hätte die

Kosten für die Beklagte deutlich erhöht.

Der Sachverständige hat ausgeführt, dass aufgrund der un-

dichten Sperrschiclten das *ockenmimel mit hoher tVahr-

scheinlichkeit bereits in Bochum gesättigt war' sogar, wenn

die Folie sofort nach Einbringen des Tlockenmittels ge-

schlossen wurde. Er könne zu der 90 tätigen Lagerung in

Bochum nichts sagen, da müsse ein Meteorologe befragt

werden. Da der Sachverständige festgestellt hat, dass selbst

bei einer nassen Kiste im Falle einer seemäßigen Verpackung

kein Schaden eingetreten wäre, war das Gutachten an dieser

Stelle nicht ergänzungsbedtirft lg'

Dass in Bochum mit Rost verPirbtes \(/asser aus den Kisten

gelaufen wäre, hat die Klägerin nicht substantiiert dargelegt'

\flegen des möglichen Einladens sichtbar durchnässter Con-

tain"er scheidet ein Miwerschulden mangels Kausalität aus'

Die Klägerin ist weiter der Ansicht, der Sachverständige habe

sich dazir äußern müssen, ob nicht die Stauung durchnässter

Kisten in Container als hauptsächliche Schadensursache an-

zusehen sei.

Insoweit hat der Sachverständige aber zur Überzeugung der

Kammer ausgeschlossen, dass es bei Stauung durchnässter

Kisten in den Container bei tauglicher Innenverpackung zu

Schäden gekommen wäre.

Auch eine Pflicht, weitere Nachfragen zu stellen, konnte sich

aus der Anbringung des Regenschirms nicht ergeben' Die
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Beidagte und die Nebenintervenientinnen durften von einer

seemäßigen Innenverpackung ausgehen.

Auch den Zwerfeln der Klägerin, ob die Beschädigungen

auch entstanden wären, wenn die tansportkisten sach- und
fachgerecht im tockenen gelagert worden wären, ist der

Sachverständige überzeugend begegnet. Sachverständige

hat dies mündlich bejaht. Korrosion könne ab 40 o/o Luft'
feuchtigkeit entstehen. Allein durch das Holz der Kisten sei

mit 120 Litern Flüssigkeit im Container zu rechnen, die zu

100 % Luftfeuchtigkeit innerhalb des Containers führen
könnten. Selbst beim üblichen Durchschnittswertvon 18 o/o

bezögen sich auf den Zeitpunkt der tocknung, das Holz
nehme aber danach wieder Feuchtigkeit auf. Eine sach- und
fachgerechte Praxis, nach der nasse Kisten nicht in Container
eingebracht würden, gebe es in Deutschland nicht.

Das Tiocknenlassen in einer unbeheizten Halle in Guangy-
ang begründet kein Mitverschulden. Die Vorgehensweise

war mit der Klägerin. abgestimmt.

Die \üTiderklage ist teilweise begründet.

Den nicht durch Aufi'echnung erloschenen Teil ihrer Gegen-

forderung macht die Beklagte teilweise erfolgreich im lVege

des Schadensersatzes geltend.

Ein ersatzFähiger Schaden besteht lediglich i.H.v.
78r.614,29 €.

Keinen ersatzfähigen Schaden bilden die geltend gemachten

Kosten des chinesischen Endkunden i.H.v. 35.998,45 €, die

Rechnung der Spedition G über 4.536,43 € sowie Personal-,

Reise- und Beratungskosten i.H.v. insgesamt 149.678,70 C.

Der Vortrag ist hinsichtlich der Rechnung der Nebeninter-
venientin zu 1) über 4.536,43 €, der Rechnung des chi-
nesischen Endkunden und der Personal-, Beratungs- und
Reisekosten bei der Beklagten ist nicht hinreichend subs-

tantiiert. \7arum Personalaufr.rzand, Beratungskosten und
die Reisekosten der Endkundin zur Schadensbehebung

erforderlich war und ob sie in der Höhe angemessen wa-

ren, hat die Beklagte nicht vorgetragen. Trotz Hinweises

der Kammer wurde die Rechnung der Spedition G über
4.536,43 € nicht vorgelegt. Es wird nicht dargelegt, wofür
diese zusätzlichen Ti-ansportkosten entstanden sind und
warum sie norwendig und angemessen waren (Pos. 27, im
Gutachten S). Für die Kosten der Endkundin wird keine

Rechnung in deutscher Sprache vorgelegt (Pos.32 u 34im
Gutachten S).

Hinsichtlich der Positionen 10, 11, 33, det bei der Neben-

intervenientin zu 1) angefallenen Spedidonskosten, hat die

Beklagte einen Schaden schlüssig dargelegt. Es steht zur

Überzeugung der Kammer fest, dass diese Positionen durch

die Beklagte beglichen und wurden und der Höhe nach an-

gemessen sind.

Der Zeuge T hat zu den Kosten des Rücktranspolts ausge-

sagt, er habe die Schadensberechnung vorgenommen. Der

Ti'ansport sei gemeinsam mit Gütern der Firma S erfolgt. Die
Aufteilung der Kosten habe er vorgenommen. Er sei dabei

anhand der Volumina der Kisten vorgegangen. Diese Kosten
seien auch beglichen worden. Das habe er im SAP-System

geprüft. An die Rechnungen habe er auch konkrete Erinne-
rungen.

Andere Rechtsfragen Entscheidun en

Die Aussage des Zeugen T ist nachvollziehbar und detail-
reich. Erinnerungslücker.r hat er offen zugegeben. Gegen die
Glaubhaftigkeit der Aussage bestehen keine Bedenken.

Der Zeugenbeweis isr auch zulässig. Der Zeuge T hat auch
ohne in der Buchhaltung beschäftigt zu sein, Z'tgriff a$ die
entsplechenden Zahlungsdaten, in die er nach eigenem Be-
kunden Einsicht genommen hat.

Die Höhe ist auch angernessen. Dem steht nicht entgegen,
dass keine Konkurrenzangebote eingeholt wurden. Denn
der Zerge T hat berichtet, dass die Nebenintervenientin zu

1) für den Hinweg das preisgünstigsre von mehreren Ange-
boten abgegeben hatte und die preisliche Einordnung für
den Rücktransport durch Vergleich angemessen erschien.
Ein Preisvergleich bzw. die Beauftragung einer anderen Spe-

dition hätte die für die Klägerin günstige Aufteilung der Kos-
ten mit der Firma S erschwert, wenn nicht sogar unmöglich
gemacht. Die Aufteilung anhand der Volumina überzeugt,

da es sich um ein übliches objektives Kriterium handelt.

Nicht zu ersetzen ist dagegen der Anteil von 75 %, den die

Beklagten an Mehrkosten von 8.387,30 € getragen haben

will. Die Beldagte konnte nicht zur Üb.tr.ltgn.tg des Ge-

richts beweisen, dass diese tatsächlich angefallen sind. Der
Zetge T konnte sich dahingehend nicht mehr konkret er-

innern.

Ersatzfähig sind dagegen die Rechtsberatungskosten für Posi-

tionen 14 und 15 i.H.v. 552,50 € sowie 41,25 €. Die Be-

klagte hat den ihr obliegenden Beweis ,r.tt Übett..,gung der

Kammer erbracht, dass diese tatsächlich angefallen sind.

Der ZetgeT hat glaubhaft ausgesagt, dass er an der Entschei-

dung gemeinsam mit Herrn S beteiligt war. Es handele sich

um Kosten für eine Rechtsberatung zur richtigen Einordnung

der Rückführung del Güter, um zu klären, ob es sich um einen

Export oder eine \Tiederrückftihrung handele. Er habe auch

hierfür in SAP geprüft, dass diese Kosten beglichen wurden.

Die Kosten waren norwendig, um den tansport nach

Deutschland und dann et'neut nach China durchführen zu

können.

An der Angemessenheit bestehen keine Zweifel . Der Zetge
hat ausgesagt, hier sei hälftige Teilung der Kosten für die Be-

ratungsleistung mit der Firma S vereinbalt worden. Die Ge-

schädigten sind hinsichtlich der rechtlichen Einordnung un-

abhängig von den transportierten Volumina betroffen. Die
gewählte Vorgehensweise in Absprache und Aufteilung mit
der Firma S war sparsamer, als es von der Beklagten gefordert

werden konnte.

Ersatzfähiger Schaden sind weiter die Kosten lur das Sach-

verständigengutachten S i.H.v. 19.620,06 €.

\Teiter bilden die vorgelichtlich angefallenen Rechtsanwalts-

kosten einen Schaden. Für die Rechtsanwaltskosten ist ein

Betrag von 14.546,00 € angemessen. Es ist ein Gebührensatz

von 2,0 anzusetzen. Der von der Bekiagten geltend gemachte

Gebührensatz von 2,5 ist zu kürzen. Es handelt sich um eine

umfangreiche Angelegenheit, die sich nicht gänzlich ohne
Englischkenntnisse und technisches Vorstellungsvermögen
bearbeiten ließ. In rechtlicher Hinsicht war die Komplexität
der Angelegenheit hingegen allenfalls als leicht überdurch-
schnittlich anzusehen.
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Vera nsta ltu ngsh inweise 62. Deutscher Verkehrsgerichtstag 24. bis 26.01.2024 in Goslar

Die Beklagte hat gem. S 280 Abs. 1 und 2' 286 Abs' 1

Satz 1, Abs. 2 Nr. 3, 288 BGB den geltend gemachten An-

spruch auf Zinsen gegen die Klägerin seit dem 04.03.2015.
Die Klägerin hat an diesem Täg jegiiche Ansprüche zurück-

gewiesen. Die übrigen Zinsansprüche folgen aus S 291 und

S 2S8 BGB ab dem 27.04.2017, dem Täg nach der Zustel-
lung der \'Viderklage.

t.l
Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

VE RAN STALTU N GS H I NWE I S E

62. Deutscher Verkehrsgerichtstag 24. bis
26.01 .2024 in Goslar

Anmerkung:

Zur (seemäßigen) Verpackung und Qualifikation als'Werk-
vertrag auch bereits OLG Hamburg, Urt. v. 14.01.2019 - 6
U 62116 und 6 U 2771r5 = TianspR 2019, S. 456 tr. md
460 tr.: OLG Bremen, Urt. v. 09.10.2020 = RdT\f 2021,
5.433 ff sowie BGH, Urt. v. 16.02.2012 - I ZR
150110 = TlanspR 2012, S. 148 (149).

der Schiffsbesatzung bzw. des Reeders führen. Bei Unfüllen
im Luft-, Eisenbahn- und Straßenverkehr isr das im deut-
schen Recht anders. Hier gilt eine Gefährdungshaftung. Die
Schadenshaftung des Reeders ist wegen der Bedeurung der
Schifffahrt als globaies tansportmedium für vieie Fallkons-
tellationen in internationalen Übereinkommen geregelt. Für
Spezialbereiche, die insbesondere die Haftung für Ölschä-
den im weiten Sinne betreffen, sind hier Haftungsmodelle
vorgesehen, die einer Gefährdungshaftung entsprechen. In
bestimmten Fällen bleibt es bei Drittschäden - dazu zählen
z.B. Schäden an Hafen- oder Schleusenanlagen - aber bei
der (auch) im deutschen Recht vorgesehenen Verschuldens-
haftung. In der Rechtsprechung wurden für diese Fälle zwar
Beweislastregeln enrwickelt, nach denen in einer Reihe von
rypischen Geschehensablaufen der Beweis des ersten An-
scheins zugunsten des Geschädigten streitet. Aber es greift
keine gesetzliche Vermutung des Verschuldens.

Der Arbeitskreis VIII wird diesen Befund unter anderem
durch Vergleich mit der Rechtslage bei den anderen Verkehrs-
trägern, aber auch mit anderen Rechtsordnungen, mit denen
das deutsche Recht im'Wettbewerb steht, kritisch beleuchten
und die Gründe für die geltende Rechtslage herausarbeiten.
Die Teiinehmer werden diskutieren, ob Anderungen des

deutschen bzw. des internationalen Rechts zur Verschärfung
der Reederhaftung angestoßen werden sollten. Dabei werden
auch die wirtschaftlichen Folgen möglicher Anderungen im
Fokus stehen.

Das Programm des gesamten Verkehrsgerichtstags sowie die
Möglichkeit der Anmeldung finden Sie hier:

https: //deutscher-verkehrsgerichtstag. de/

Arbeitskreis VIII - Gefrihrdungshaftung des Reeders ftir
Drittschäden?

- Ist die Verschuldenshaftung des Reeders beim Betrieb
eines Schiffes noch zeitgemäß?

- Sollte das Seerecht an die Haftungsregeln anderer Ver,
kehrsträger angepassr werden?

- Empfehlen sich nationale oder völkerrechtliche Regelun-
gen?

Leitung Kirsten Truscello, Leiterin des Referates Recht der
Seeschifffahrt beim

Bundesministerium für Digitales und Verkehr, Bonn

Referent Prof. Dr. Wolfgang Wurmnest, Professor für Bürger-
liches Recht sowie Handelsrecht

einschließlich Seehandelsrecht, Universität Hamburg

Rqferent Siegbert Antonius, stellvertretender Leiter des Dezer-
nates Strompolizei und

Schiffsunfälle bei der Generald irektion Wasserstraßen
und Schifffahrt, Bonn

Referent Prof. Dr. Dieter Schwampe, Rechtsanwalt ARNECKE
SIBETH DABELSTEIN

Partnerschaftsgesellschaft mbB, Hamburg

In Kürze: Sollte die Haftung dzs Reednsf)r Drittschäden
onscbörft tanden?

Im Einzelnen:

Der Reeder hafiet bei Schiffsunfällen für Drittschäden nach
geltendem deutschem Recht grundsätzlich nur für Verschul-
den. Bei einem Schiffsunfall muss der Geschädigte daher
in der Regel den Nachweis über ein schuldhaftes Verhalten

Ti'arr:pR 11il7- 2A?3so8


